
von einem hohen Baugerüst fällt, ist es nicht eine Frage, den An
zug dafür zu ordnen, wie man unten ankommt, sondern die Fra
ge, wie man den Fallschirm auslöst, damit man unten ankommt.

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Grüne.
Beifall bei den Liberalen, CDU/DA und der DSU)

Und, meine Damen und Herren, die Zeit dafür wird nicht allein 
durch den Willen, sondern durch die Fallgesetze bestimmt!

(Heiterkeit. Beifall bei der CDU/DA, der DSU und den Liberalen)

Wir Liberale ...

(Zwischenruf vom Bündnis 90/Grüne: Es geht doch aufwärts!)

Ich freue mich, wenn Sie eines Tages nach oben fallen.

(Heiterkeit und Beifall)

Wir Liberalen werden Druck machen, um rechtsstaatliche 
Verhältnisse rasch herbeizuführen; wegen der Bürger, die wis
sen müssen, woran sie sind, auch was ihre staatsbürgerlichen 
Verpflichtungen angeht; wegen der Wirtschaft, denn ohne 
Rechtssicherheit kann es keinen Aufschwung geben; wegen der 
öffentlichen Ordnung und im Interesse des Schutzes jedes Bür
gers.

Dazu gehört unseres Erachtens auch die Einführung eines Be
amtenrechts. Nicht, um erneut eine Schicht von Privilegierten 
zu schaffen, und auch nicht, um heute politisch untragbare 
Staatsfunktionäre in die neue Zeit zu retten, sondern allein mit 
dem Ziel, eine überparteiliche, nur den Parlamenten und dem 
Bürgerwohl verpflichtete Verwaltung zu schaffen. Wir gehen da
von aus, daß es uns gelingen wird, unsere Koalitionspartner für 
eine derartige Regelung zu gewinnen.

Wir erheben diese Forderung auch deshalb, weil die nach dem 
6. Mai dringend benötigten, in dieser Wahl loyalen Verwaltungs
kräfte ihrer beruflichen und sozialen Perspektiven sicher sein 
müssen.

Auch ein Rahmengesetz für den Aufbau der kommunalen 
Selbstverwaltung sollte Vorrang haben.

Die Deutsche Demokratische Republik braucht ferner und 
nicht zuletzt eine Asyl- und Ausländergesetzgebung.

Was zur Wirtschaftspolitik gesagt wurde, entspricht weitge
hend unseren programmatischen Forderungen und Vorstellun
gen. Unser Hauptanliegen: Wirtschaft ankurbeln.

Lenken sie das Augenmerk auf drei Voraussetzungen:

1. Es müssen unverzüglich alle Hindernisse für freie unter
nehmerische Betätigung beiseitegeräumt werden.

2. Wir müssen das gedeihliche Zusammenwirken von Kapitel 
und Arbeit ermöglichen. Das heißt, wir brauchen ein Betriebs
verfassungsgesetz nach westeuropäischem Modell, also weg mit 
dem Gewerkschaftsgesetz.

(Beifall bei der CDU/DA, DSU und den Liberalen - vereinzelt 
bei der SPD)

Denn das ist nach dem alten sozialistischen Strickmuster ange
fertigt.

(Abg. Bernd Meier, PDS: Da werden sich die Millionen 
Gewerkschafter aber freuen!)

3. Wir brauchen rasch einen stimmungsmäßigen Umschwung 
in großen Teilen der Bevölkerung, vor allem zu erreichen durch 
Arbeitsplatzbeschaffungsmaßnahmen und auch durch staatlich 
finanzierte Umschulungsprogramme. Und wir brauchen ferner 
Garantie dafür, daß am Tage X Erspartes, Löhne und Renten in 
würdigem Verhältnis, also insbesondere 1 :1 umgetauscht wer

den. Der Wähler muß am 6. Mai wissen, woran er ist und woran er 
war.

Nur wenn so verfahren wird, können wir vermeiden, Kostgän
ger der Bundesdeutschen zu sein. Und das widerspräche unse
rer Würde.

Ferner, unabdingbar für uns, Wirtschafts- und Währungs
union zeitgleich mit dem Sozialverbund. Anderenfalls entsteht 
hier ein soziales Konfliktpotential, das Linken und Rechten gera
de recht käme, um von ihnen politisch benutzt zu werden. Das 
kann kein Demokrat wollen.

(Beifall, vor allem bei der Fraktion der CDU/DA)

Wir unterstreichen, was in der Regierungserklärung zur Be
deutung und Entwicklung des Mittelstandes gesagt wurde. Libe
rale sind diesem Wirtschaftsbereich besonders verpflichtet. Wir 
werden daher darauf dringen, daß Handwerk und Gewerbe auch 
wirkungsvoll unterstützt werden, vor allem in der Anlaufs- und 
Aufbauphase. Hier müssen Kreditregelungen und steuerpoliti
sche Maßnahmen her.

Wenn laut Regierungserklärung der Ministerpräsident dazu 
neigt, das ist wörtlich formuliert, eine Neigung, auch die In
landsschulden der privaten und genossenschaftlichen Betriebe 
zu streichen, dann vermerken wir das mit Genugtuung, denn die 
Differenzierung dieser Bewertung - darauf haben die Liberalen 
in den Koalitionsverhandlungen gedrungen.

Wir werden mit großem Nachdruck auch weiter darauf setzen, 
diese Neigung zu praktischer Politik werden zu lassen.

Wir erwarten weiter, daß die Fusionierung großer Betriebe mit 
westdeutschen Firmen, von der man jetzt beinahe jeden Tag in 
den Zeitungen lesen kann, sich nicht auf Kosten des Mittelstan
des und des Handwerks vollzieht. Wir erwarten auch, daß Recht 
und Gesetz da greifen, wo ehemalige Leiter sich als designierte 
Eigentümer dieser Betriebe verstehen.

(Beifall)

Es entspricht ganz und gar liberalen Anliegen, wenn der Mini
sterpräsident drastische abrüstungs- und sicherheitspolitische 
Schritte ankündigt. Unter drastisch, um dieses Wort auf die Per
sonalstärke der Armee zu beziehen, verstehen wir in absehbarer 
Zeit weitaus weniger als hunderttausend Soldaten. Wir sind 
überzeugt, daß bei der Lösung der Probleme auf verteidigungs
politischem Gebiet ein Wehrbeauftragter, eingesetzt durch das 
Hohe Haus, sehr behilflich sein könnte. Meine Fraktion wird 
sehr bald auf diesen Punkt zurückkommen.

In der Außenpolitik unterstreichen wir vor allem drei Säulen:

1. Es gibt ein europäisches Deutschland als Ergebnis der Ver
einigung.

2. Wir müssen die legitimen Interessen der Sowjetunion re
spektieren und unter keinen Umständen uns dem innenpoliti
schen Vorwurf aussetzen, daß wir nicht mehr die Freunde des 
Landes Gorbatschows wären.

(Vereinzelt Beifall)

3. Unabdingbar sind für uns auch Grenzfragen festgelegt, und 
das betrifft insbesondere die Oder-Neiße-Grenze, gleich, wer es 
anzweifelt, mit welchem Ton, woher. - Danke.

(Beifall)

Stellvertreter des Präsidenten Dr. Höppner:

Danke schön. Als nächster spricht der Vertreter der Fraktion 
der DSU, Prof. Dr. Hansjoachim Walther.

Abg. Prof. Dr. Walther, Vorsitzender der Fraktion der DSU:

Herr Präsident! Verehrte Abgeordnete! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte namens der DSU-Fraktion Herrn de Maizie-
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